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Empfehlung der Kommission „Soziale Fragen“

Die sozialen Aspekte der Arbeiten

 des Wirtschafts- und Sozialausschusses der Großregion
Der Interregionale Parlamentarierrat, zu dessen Aufgaben es zählt, zur wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Entwicklung der Großregion beizutragen, begrüßt die komplementäre Rolle des Wirtschafts- und Sozialausschusses, die dieser seit seiner Schaffung im Jahr 1997 wahrnimmt. 

Seit seiner Gründung hat sich der WSA eine Legitimität innerhalb der institutionellen Landschaft der Großregion erworben und ergänzt so sinnvoll deren Architektur. Diese umfasst nunmehr vier Ebenen:

· die strategische Entscheidungsebene mit dem Gipfel,

· die operationelle Ebene mit der Regionalkommission und ihren Facharbeitsgruppen,

· die beratende und demokratische Ebene des IPR,

· die sozio-ökonomische und berufspraktische Ebene des WSA.

Unter Einbeziehung der während der 11. Gipfelphase der Exekutiven unter luxemburgischem Vorsitz (Anfang 2008 bis Mitte 2009) durchgeführten Arbeiten sowie der geplanten Vorhaben für die 12. Gipfelphase unter saarländischem Vorsitz (Mitte 2009 bis Ende 2010) unterstreicht der IPR die Bedeutung der Beiträge des WSA für die Behandlung grenzüberschreitender Themen, insbesondere in den folgenden Bereichen:

· Beschäftigung und Arbeitsmarkt,

· Verkehr und Mobilität,

· Schul- und Berufsbildung,

· Gesundheit.

Von den zahlreichen Empfehlungen des WSA greift der IPR folgende Hauptpunkte auf:

Bezüglich Beschäftigung und Arbeitsmarkt ist der IPR der Ansicht, dass die Wirtschafts- und Finanzkrise, wenn sie auch heute noch keine große Auswirkung auf die Grenzgängerströme hat, Anlass für noch mehr Kooperationen in der Großregion und für eine gute Koordination der bestehenden oder zu schaffenden Instrumente wie etwa der Arbeitsmarktbeobachtungsstelle, der EURES-Netzwerke und der Grenzgänger-Task Force sein sollte.

Jedes dieser Instrumente muss klar definierte Ziele verfolgen, um Redundanzen zu vermeiden und bestimmte Fragen effizient behandeln zu können: die Daten zur grenzüberschreitenden Beschäftigung müssen bekannt sein, die Mobilität von Erwerbstätigen verdient ein großes Augenmerk, Hürden, die auf unterschiedliche gesetzliche Regelungen zurückzuführen sind, müssen abgebaut werden.

Durch die vereinten Bemühungen aller Beteiligten können so die wichtigsten Ziele erreicht werden. Dazu zählen die Steigerung der Erwerbsbevölkerung in einem ungünstigen demografischen Kontext, die Förderung von Innovation und das Bemühen um die Schaffung neuer Arbeitsplätze, das insbesondere der Jugendarbeitslosigkeit entgegen wirken soll. 

In diesem Zusammenhang hebt der IPR die Idee hervor, dem Wunsch nach mehr praktischen Informationen bei den Bürgerinnen und Bürgern der Großregion durch die Schaffung eines „Bürgerportals“ zu entsprechen, dessen Effizienz und Relevanz um so größer sein werden, als der Inhalt sich aus dem speisen wird, was in den Teilregionen der Großregion an entsprechenden Serviceseiten angeboten wird und dabei zugleich ein einheitliches Erscheinungsbild und eine möglichst breite Information der Bevölkerung sicherstellt. In diesem Zusammenhang bittet der IPR darum, dass über die Idee eines solchen Internetangebots intensiv nachgedacht wird und dessen Umsetzbarkeit und Aufbau in Absprache mit der bereits bestehenden Website der Großregion (www.grossregion.net) geschieht, wobei die Inhalte entsprechend der Themen behandelt werden, die die alltäglichen Fragen und Sorgen der Menschen betreffen. 

Im Verkehrsbereich ist es dem IPR nach wie vor ein großes Anliegen, auf die unbedingte Notwendigkeit der Verbesserung von Mobilität und Fluidität im Verkehr der Großregion als Voraussetzung für mehr Lebensqualität für die Menschen, die insbesondere aus beruflichen Gründen mobil sind, hinzuweisen.

In diesem Zusammenhang erinnert der IPR an seine vorangegangenen Empfehlungen und stellt fest, dass die Studien  zur Umsetzung eines Verkehrsverbundes für die Großregion, so wie sie der WSA vorgeschlagen hatte, nicht in dem dafür vorgesehenen Zeitraum vorgelegt wurden. Der IPR bittet darum, dass die für den Start dieser Initiative erforderlichen Absprachen unter Einbeziehung aller Beteiligten durchgeführt werden und dabei die Verbesserung der Dienstleistung für die Bürgerinnen und Bürger im Vordergrund steht. Dies sollte mittels eines gemeinsam ausgearbeiteten Lastenheftes geschehen, anhand dessen die Bedingungen der Umsetzung der geplanten Projekte bezüglich eines gemeinsamen Fahrplan- und Fahrpreisinformationssystems einerseits und bezüglich der Umsetzung des Verkehrsverbundes andererseits überprüft werden können. 

Im Bereich der Schul- und Berufsausbildung hebt der IPR hervor, dass der WSA erneut vorschlägt, einerseits das Erlernen der Nachbarsprache zu stärken und andererseits die gegenseitige Anerkennung der Berufsabschlüsse und –qualifikationen zu verbessern.

Der IPR unterstützt diese wiederholten Aufforderungen. Bezüglich des Sprachenerwerbs möchte er gleichzeitig unterstreichen, wie wichtig Freiwilligkeit und Wahlfreiheit beim Fremdsprachenlernen sind. Kein System sollte so angelegt sein, dass ein einheitlicher Weg vorgeben ist, der der spezifischen Situation der Großregion und der Sprachen, die hier gesprochen werden, nicht genügend Rechnung trägt, damit die grundlegenden interkulturellen Besonderheiten dieser Kooperationsgebiete bewahrt bleiben.

Im übrigen sollten die bereits erfolgreichen Bemühungen zur Anhebung des Qualifikations- und Ausbildungsniveaus sowie der gegenseitigen Anerkennung in der Großregion anerkannt werden und es sollte noch stärker auf die Möglichkeiten europäischer Instrumente zurückgegriffen werden: Ziel ist hier eine bessere Koordination der bereits begonnenen hochwertigen Aktionen, damit diese Teil der selbstverständlichen täglichen Praxis in der Großregion werden.

Im Gesundheitsbereich bemerkt der IPR wie der WSA der Großregion, dass substantielle Fortschritte noch zu erzielen sind, um die berufliche Praxis zu harmonisieren, die unterschiedlichen gesetzlichen Regelungen in Einklang zu bringen, das Behandlungs- und Pflegeangebot zu koordinieren, die Betreuung älterer und pflegebedürftiger Menschen zu stärken und die junge Generation hin zu den medizinischen und pflegerischen Berufen zu führen.

Der IPR empfiehlt eine Bestandsaufnahme der bereits begonnenen Kooperationen, eine Untersuchung der bestehenden Transfermöglichkeiten und eine Überprüfung der Ergebnisse. Er betont, dass man sich über die formale Ermutigung hinaus auf die geäußerten Bedürfnisse und auch auf das Interesse der Akteure, miteinander in Kontakt zu treten und gemeinsame Projekte zu entwickeln, stützen sollte.  

*=*=*=*=*

Der IPR weist grundsätzlich darauf hin, dass er größeren Wert auf eine stärkere Netzwerkbildung als auf die Schaffung neuer Strukturen legt. Zwar scheint es auf den ersten Blick leichter zu sein, eine neue Struktur zu schaffen, doch verspricht die Vernetzung von Akteuren, bei der alle Beteiligten sich aktiv einbringen und intensive Überzeugungsarbeit geleistet wird, mehr Engagement für die Erreichung der gemeinsamen Ziele. Sobald es den Willen gibt, ein Ziel zu verfolgen, wird der beste Weg, dieses Ziel zu erreichen, beschritten. Dieser Prozess kann zur Schaffung eines Managementinstruments führen, dessen Ziel es stets sein sollte, den Projekten und schlussendlich den täglichen Bedürfnissen der Menschen in der Großregion zu dienen und die Grundlage für einen besseren gesellschaftlichen Zusammenhalt zu legen. Die Vernetzung muss in diesem Zusammenhang das methodische Grundprinzip sein, die Schaffung neuer Strukturen sollte begründeten Ausnahmefällen vorbehalten bleiben.

Der IPR beruft sich hier auf die guten Erfahrungen, zu denen er selbst in Form von Empfehlungen beigetragen hat, die heute ganz konkret vor Ort (mit Hilfe von INTERREG-Mitteln) umgesetzt werden. Hier sind im sozialen Bereich die „Schulen der zweiten Chance“ oder die Begleitung und Prävention von jungen Drogensüchtigen in der Großregion zu nennen.

Schließlich bestärkt der IPR den WSAGR darin, seine Überlegungen im Rahmen der 12. Gipfelpräsidentschaft unter saarländischem Vorsitz durch Fortführung der bestehenden Arbeitsgruppen und durch die Fortschreibung des Berichts zur wirtschaftlichen und sozialen Lage der Großregion unter Einbeziehung neuer Daten und Kennzahlen fortzusetzen. Entlang der darin angesprochenen Themenbereiche (Gebiet und Bevölkerung, Wirtschaft, Beschäftigung und Arbeitsmarkt, Bildung, Lebensbedingungen) wird sich der IPR fachübergreifend mit den Analysen und Diagnosen befassen, damit die zugleich wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen sowie die Raumordnung und die nachhaltige Entwicklung der Großregion betreffenden Aspekte umfassend und ganzheitlich berücksichtigt werden.
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